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Europa und seinen Schutz 
wieder ernst nehmen

Von Jörg Radek, Gewerkschaft der Polizei (GdP), Bezirk Bundespolizei

E uropa „berührt“ uns nicht nur 
am Einkaufswagen. Das 
Europa des 20. Jahrhunderts 

war geprägt von Krieg, Konflikten 
und Vertreibungen. Aus dieser Erfah-
rung entwickelte sich ein kontroll-
freier Raum von der ukraini-
schen Grenze bis zum Atlantik und 
vom Nordkap bis zum Mittelmeer.

Im Großteil dieser Staaten ist eine 
gemeinsame Währung eingeführt. Der 
Wegfall der Grenzkontrollen zwischen 
Deutschland und seinen östlichen 
Nachbarstaaten hat eine politische Ent-
wicklung in Europa dokumentiert, die 
man selbst in kühnsten Träumen vor 
60 Jahren noch für unmöglich gehalten 
hätte. Der Amsterdamer Vertrag aus 
1999 bestimmte, dass Europa nicht nur 
als Wirtschaftsraum weiterzuentwi-
ckeln ist. Spätestens seit dem Europäi-
schen Rat in Tampere ist der sperrige 
Begriff des „Raums der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts“ geprägt. 
Mit einem Geflecht aus Verträgen, 
Arbeitsprogrammen und Aktionsplä-
nen versuchte die EU in den letzten 
Jahren die Zusammenarbeit im 
Polizei-, Zoll- und Justizbereich sowie 
bei der Herausbildung einer koordi-
nierten Asyl-, Einwanderungs- und 
Grenzsicherungspolitik anzustreben 
und auszubauen. Mit dem Schengener 
Übereinkommen wurden an den 
europäischen Binnengrenzen die 
Personenkontrollen abgeschafft. – 
Soweit die Ausgangssituation.

Bekämpfung illegaler Migration 
durch die Bundespolizei ist ein 
zentraler Beitrag zur Ausgestaltung der 
politischen Union in Europa. Mit 
127 023 gestellten Asylanträgen im 
Jahr 2013 wird in Deutschland der 
höchste Stand seit 14 Jahren erreicht. 
Die im Rahmen des „Asylgrundrechts-
kompromisses“ im Jahre 1993 errichte-
ten grenzpolizeilichen Hürden wurden 
durch den Wegfall der Grenzkontrollen 

an den EU-Binnengrenzen im Dezem-
ber 2008 weitestgehend an die 
EU-Außengrenzen verlegt. Der 
ständige Anstieg von polizeilichen 
Feststellungen der illegalen Einreise 
nach Deutschland, die unverminderte 
Schlepperkriminalität und der massive 
Anstieg der Asylanträge – häufig nach 
erfolgter illegaler Einreise – machen 
deutlich, dass die Verlagerung der 
Verantwortung an die EU-Außengren-
zen nicht wirkt. Eine Verbesserung 
dieser Situation ist auch deshalb nicht 
absehbar, weil gerade die Länder mit 
Schengen-Außengrenzen aus Gründen 
der Haushaltssanierung weiterhin 
massiv sparen müssen.

Das Konzept, dass die reiche- 
ren EU-Binnenländer ihre grenz-
polizeiliche Verantwortung an 

die ärmeren Staaten an der 
EU-Peripherie weiterreichen, 

geht nicht auf. 

Das deutliche Ansteigen der 
illegalen Migration nach Deutsch-
land, die sehr spürbare Zunahme von 
grenzbezogenen Eigentumsdelikten 
in Großstädten und der Anstieg von 
Drogendelikten machen deutlich, 
dass das Schengener Kontrollsys-
tem nicht ausreichend funktioniert. 
Vor allem der Anstieg grenznaher 
Eigentumskriminalität führt zu einer 
deutlichen Verunsicherung der 
Menschen in den Grenzregionen.

Es wäre grundfalsch, der Eigen-
tumskriminalität, die doch die 
Menschen massiv in ihrem Sicher-
heitsgefühl beeinträchtigt, oder gar 
dem zutiefst verachtenswerten Delikt 
des Menschenhandels nicht ganz 
entschieden entgegenzutreten. 

Freizügigkeit hat dort ihre Grenzen, 
an denen sie das Sicherheitsempfin-
den der Menschen berührt. Der Raum 
der Freiheit und Sicherheit schafft 
Tatmöglichkeiten. Aufgrund seiner 

wirtschaftlichen Stärke wird Deutsch-
land verstärkt Zielland dieser Entwick-
lung.

Es ist jetzt notwendig, dass sich die 
deutsche Politik ganz offen mit 
diesen zuwachsenden Problemen 
auseinandersetzt. Weiter aufwach-
sende Kriminalität und weiter 
zunehmende illegale Migration wird 
dem Prozess des Zusammenwach-
sens der europäischen Staaten 
deutlich mehr schaden als verstärkte 
Präsenz an den Binnengrenzen. Der 
Anstieg illegaler Migration – mit 
seinen negativen Folgeerscheinun-
gen – kann den europäischen 
Integrationsprozess deutlich belasten.

Wir sehen erste ernste Anzeichen 
für gesellschaftliche Verwerfungen, 
die mit der Entwicklung Anfang der 
90er-Jahre des letzten Jahrhunderts 
durchaus vergleichbar sind.

Eine wirksame Kriminalitätsbe-
kämpfung funktioniert allgemein nur 
mit einer präsenten Polizei, unabhän-
gig ob im Grenzgebiet oder in der 
Fläche. Folge der Reform der 

Fortsetzung auf Seite 2
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Bundespolizei ist u. a. der Stellenab-
bau an den Grenzen zu den osteuro-
päischen Nachbarn. Der Anstieg 
grenznaher Eigentumskriminalität 
führt zu einer deutlichen Verunsiche-
rung der Menschen in den Grenzre-
gionen. Grenzbezogene Kriminalität 
– mit grenzpolizeilicher Präsenz auch 
an den Binnengrenzen – zurückzu-
drängen, ist dabei ein wichtiges 
Mittel. Intensive Überprüfung und 
das tatsächliche Zugegensein sind 
nur mit Personal möglich. Dazu ist es 
erforderlich, Einsparungen zu 
stoppen und erhöhte Neueinstellun-
gen vorzunehmen.

Wir erwarten hier dringend 
klare, zukunftsorientierte politi-

sche Entscheidungen. Die 
Verantwortung hierfür liegt in 
Berlin und nicht in Straßburg.

Kriminalität macht weder vor 
nationalen Grenzen, noch vor 
Bundesländergrenzen oder Regie-
rungsbezirken halt. Eine effektive 
und länderübergreifende Bekämp-
fung der grenzüberschreitenden und 
organisierten Kriminalität ist nur mög-
lich, wenn sich national und internati-
onal noch besser abgestimmt wird. 
Den politischen Lippenbekenntnissen 
zu Wahlkampfzeiten sollten Taten 
folgen. Es bedarf auf europäischer 
Ebene eines wesentlich besser 
abgestimmten Einwanderungs- und 
Sicherheitskonzepts. Die Ängste und 
Sorgen der hier lebenden Menschen 
müssen genau so ernst genommen 

werden wie die Hoffnungen und 
Bedürfnisse derjenigen, die auf der 
Suche nach etwas mehr Wohlstand 
und Sicherheit sind. Eine Integrati-
onspolitik zur gesellschaftlichen 
Bewältigung der notwendigen 
Zuwanderung nach Deutschland 
muss sich mit einer besseren polizei-
lichen Strategie zur Bekämpfung 
illegaler und mit kriminellen Metho-
den betriebenen Zuwanderung 
paaren. Gerade deshalb ist es drin-
gend geboten, auch mit wirksamen 
Binnenkonzepten dagegen anzutreten. 
Ein zukunftsfähiges Europa muss von 
den in Europa lebenden Menschen als 
sozial gerecht und insgesamt sicher 
wahrgenommen werden. 

Europa wird aber nicht an der 
Einrichtung zeitlich befristeter polizei-
licher Präsenz scheitern. Europa ist 
viel mehr gefährdet, wenn alle 
Menschen diesen gemeinsamen Raum 
nicht als sicher annehmen können.

Fortsetzung von Seite 1

GLÜCKWUNSCH

� Foto: GdP

Anfang Februar 2014 in Frankfurt am 
Main: Die dreijährige Helena (im Bild 
rechts auf dem Arm ihrer Mutter) erhält 
den ausgelobten Preis des Verlags Deut-
sche Polizeiliteratur (VDP) – Bundespo-
lizei – zum VDP-Themenmalbuch rund 
um den Flughafen aus den Händen des 
VDP-Mitarbeiters Ernie Hermann.

Mit dabei: Der Vorsitzende der Direk-
tionsgruppe Flughafen Frankfurt/Main 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP), 
Martin Schmitt (links im Bild). Und na-
türlich handelte es sich bei dem Haupt-

gewinn sinnigerweise um ein großes 
Spielflugzeug mit kleiner Flughafen-
Themenlandschaft. Und auch ein GdP-
Verkehrsmemory wurde als Präsent der 
kleinen Helena überreicht, die sichtlich 
Spaß an den beiden Geschenken hatte.

Bescherung im vorfrühlingshaften 
Februar: Der VDP und die GdP ma-
chen es möglich. – Wir sagen noch-
mals: Herzlichen Glückwunsch, liebe 
Helena und viel Spaß mit deinen neu-
en Spielzeugen.      

MS
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Kampf gegen moderne Lohnsklaverei: 
Eine Aufgabe für den Zoll

Menschenhandel ist eine schwere 
Menschenrechtsverletzung und fin-
det auch in Deutschland und Europa 
statt. Die Internationale Arbeitsor-
gansiation (ILO) schätzt, dass allein 
in Europa 880 000 Menschen von 
Zwangsarbeit und Menschenhandel 
betroffen sind. 

Häufig wird dieser Begriff allein 
mit sexueller Ausbeutung in Verbin-
dung gebracht. Doch wie sieht es in 
anderen Arbeitssektoren, wie in der 
Fleischindustrie, auf dem Bau oder 
in der Hotellerie und Gastronomie, 
aus? Wie lässt sich Menschenhandel 
erkennen, Betroffenen helfen und 
was tut die Bundesregierung gegen 
diese Verbrechen? Diese Fragen 
diskutierte am 10. Februar 2014 ein 
vielseitig besetztes Podium unter 
Leitung von Ute Holzhey im Rah-
men einer Veranstaltung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Zusammenar-
beit mit dem inforadio des Senders 
RBB. Beate Andrees (Senior Policy 
Officer, Special Action Programme 
to combat Forced Labour, ILO) er-
läuterte zunächst die Situation von 
Ausbeutung im internationalen Ver-
gleich, ließ aber keinen Zweifel da-
ran, dass trotz deutlich höherer Zah-
len in Asien und Afrika die Zahlen 
für Europa erschreckend hoch sind. 
Oberstaatsanwalt Harald Feles 
(Staatsanwaltschaft Potsdam) lenkte 
den Blick auf die zum Teil kompli-
zierte Rechtslage und deren schwie-
rige Beweisführung, die sich aus 
dem Tatbestandsgeflecht von Men-
schenhandel und den entsprechen-
den Betrugsdelikten des Arbeits-
marktes ergeben. Zoll und Polizei 
gäben ihr Bestes. Da aber die Opfer 
von Menschenhandel und Ausbeu-
tung zum Teil strafrechtlich zu Tä-
tern würden, kann man selten auf 
deren notwendige Mitwirkung hof-
fen. Das erklärte auch Bettina Wag-
ner, Beraterin im Beratungsbüro für 
entsandte Beschäftigte des DGB-
Bezirks Berlin-Brandenburg, die an-
hand verschiedener Beispiele erläu-
terte, dass neben der drohenden 
Strafverfolgung der Opfer auch de-
ren soziale und wirtschaftliche Lage 
oftmals elendig ist. Die kriminellen 
Netzwerke der Ausbeuter sind so 
aufgestellt, dass große Abhängig-

keiten für die modernen Sklaven 
geschaffen werden, die von denen 
erst durchbrochen werden müssten. 
Menschen, die aber hohe existen-
zielle Ängste haben, öffnen sich 
nicht gegenüber Dritten, erst recht 
nicht gegenüber den Behörden von 
Zoll und Polizei. Der SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Uli Grötsch, der 
selbst Polizeibeamter ist, ist zuver-
sichtlich, dass in der laufenden 
Wahlperiode das Thema Menschen-
handel und Ausbeutung der Ar-
beitskraft auf die politische Agenda 
gehört. Hierzu wären im Koalitions-
vertrag auch deutliche Absichten 
formuliert. Im Rahmen der Diskus-
sion machte der Vorsitzende der 
Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), Be-
zirksgruppe Zoll, 
Frank Buckenho-
fer, deutlich, dass 
das für den Zoll 
zuständige Bun-
desfinanzministe-
rium, vor dem Hin-
tergrund dieser 
menschenverach-
tenden und entwür-
digenden Lohn-
sklaverei, endlich 
die wirksame Be-
kämpfung von il-
legaler Beschäfti-
gung weniger un-
ter dem Gesichts-
punkt der wenig 
erträglichen Fül-
lung der Steuer- 
und Sozialkassen 
betrachten soll, 
sondern vielmehr 
als einen wertvol-
len und für einen 
sozialen Rechts-
staat unverzicht-
baren Kampf ge-
gen Menschen-
handel, Ausbeu-
tung und Elend 
der Opfer. Diese 
werden viel zu 
schnell im Blick der 
Strafverfolgungs-
behörden als Tä-
ter und auch als 
Pflichtige für die 

nachrufe

Tief betroffen nehmen wir Abschied von unserem 
Kollegen

Alwin Boller
der am 27. Januar 2014 im Alter von 55 Jahren 

verstarb. Wir trauern um einen hoch geschätzten 
und anerkannten Kollegen, der als Bootshandwer-
ker bei der Bundespolizei See in Neustadt seinen 

Dienst verrichtete. Unser tiefes Mitgefühl gilt 
seiner Frau und Familie. Wir werden ihm ein 

ehrendes Andenken bewahren.

Dirk Stooß – für die GdP-Direktionsgruppe Küste 
Uwe Veldkamp – für die GdP-Kreisgruppe Küste

Tief betroffen nehmen wir Abschied von unserem 
Kollegen

Siegmar Philipp
der am 21. Februar 2014 im Alter von 71 Jahren 
nach langer, schwerer Krankheit verstarb. Wir 

trauern um einen geschätzten und anerkannten 
Kollegen, der in seiner aktiven Zeit Angehöriger 
der Bundespolizeiinspektion Dresden war. Unser 
Mitgefühl gilt der Ehefrau des Verstorbenen und 

seinen Kindern. Wir werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Wolfgang Schmidt für die GdP-Kreisgruppe Pirna 
Olaf Beyer für die GdP-Seniorengruppe Pirna

Sozial- und Steuerkassen verfolgt, 
weil sie z. B. von ihren Peinigern 
geschickt in die Scheinselbststän-
digkeit gezwungen werden. Es 
geht hier in erster Linie um die 
Würde derjenigen Menschen, die 
in Deutschland ausgebeutet wer-
den. Erst danach geht es um die So-
zialkassen. Menschenhandel muss 
man deshalb von der illegalen Be-
schäftigungsseite bekämpfen. Hier 
ist der erste Ort, wo die modernen 
Sklaven aus dem Dunkeln ins Licht 
treten. Das geht aber nur mit einem 
möglichst hohen Kontroll- und Er-
mittlungsdruck. – Diesen Kampf 
muss der Zoll mit aller Kraft leis-
ten.
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Ready for take-off im Bundespolizei-
aus- und -fortbildungszentrum 
Walsrode: Die Direktionsgruppe der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
Flughafen Frankfurt informierte.

Am 11. Februar 2014 folgten zahl-
reiche Anwärterinnen und Anwärter 
der Einladung der GdP-Kreisgruppe 
Bundespolizeiaus- und Fortbildungs-
zentrum Walsrode (WAL). Die Frank-
furter GdP-Vorstandsmitglieder Ju-
dith Hausknecht und Joachim Jungk 
reisten eigens an, um unseren Kolle-
ginnen und Kollegen den Dienstall-
tag an einem der größten Flughäfen 
Europas näherzubringen.

Der Grund für das Treffen war ein 
wenig erfreulicher Anlass für die An-
gehörigen des Laufbahnlehrgangs 
WAL 11: In diesem Jahr startet näm-
lich der überwiegende Teil der Absol-
ventinnen und Absolventen des Lauf-
bahnlehrgangs ihre Erstverwendung 
an der Schwerpunktdienststelle Bun-
despolizeidirektion Flughafen Frank-
furt/Main (BPOLD FRA). Für die jun-
gen Beschäftigten in der Bundes- 
polizei bedeutet das oft einen großen 
Einschnitt in ihre persönliche Lebens-
planung.

Umso dringlicher war es für den Vor-
sitzenden der GdP-Kreisgruppe Wals-
rode, Jan Best, die GdP-Direktions-
gruppe Flughafen Frankfurt/Main als 
kompetenter und professioneller An-
sprechpartner für  aufgeworfene Fra-
gen und Sorgen der Angehörigen des 
WAL 11 zu gewinnen. Unsere GdP-Kol-
legen aus Frankfurt zeigten sich sehr 
interessiert zu den Problemen der An-

WARTEZEITEN ZU LANG

Es gibt sie: Eine Antwort der 
Bundesregierung auf eine kleine 
Anfrage verschiedener Bundestags-
abgeordneter sowie der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu 
Bearbeitungszeiten bei den 
Festsetzungsstellen zur Beihilfe 
(Bundestagsdrucksache 18/342 
vom 24. Januar 2014).

Und sie gibt im Nachhinein den 
Forderungen des Bezirks Bundespo-
lizei der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) recht, hierzu Verbesserungen 
einzufordern. U. a. unsere GdP-Se-

niorengruppe hat dieses Thema im-
mer wieder zum Gegenstand ihrer 
Einmischung und Beschlussfassung 
gemacht. Längere Bearbeitungszei-
ten zogen für unsere beihilfeberech-
tigten Kolleginnen und Kollegen 
nämlich nach sich, dass sie für ent-
standene Kosten in Vorlage treten 
mussten. Medikamente, die Arztbe-
handlung oder der Krankenhausauf-
enthalt konnten von Mahnungen 
und Gebühren bedroht sein, was 
den Betroffenen erhebliche finanzi-
elle Belastungen bescherte. – Aus-
druck fehlender Wertschätzung 
durch den Dienstherrn?

Zumindest konnte dieser Umstand 
– neben dem bürokratischen Auf-
wand – zu sozialen Härten führen 
und zunehmend wurden dem Parla-
ment auch vorrangig aus dem Be-
reich der Versorgungsempfänger 
der Bundespolizei Sachverhalte be-
kannt, die eben aufgrund unzumut-
bar langer Bearbeitungszeiten zu 
den beschriebenen Auswirkungen 
führten.

Die Antwort der Bundesregierung 
weist nunmehr aus, dass für den Be-
reich der Versorgungsempfänger im 
vergangenen Jahr – jeweils ab Ein-
gang des Beihilfeantrags – von Januar 

wesenden. Sie be-
antworteten aus-
führlich Fragen 
zur ersten Orien-
tierung auf der 
Dienststelle und 
den Lebensbedin-
gungen vor Ort. 
Dazu zählen u. a. 
Fragen zur ange-
spannten Woh-
nungssituation in 
Frankfurt als auch 
die Verwendung 
der Krankenver-
sicherungskarte. 
Am Ende der Ver-
anstaltung waren 
die jungen Kolle-
ginnen und Kolle-
gen begeistert 
von der guten 
Vernetzung der 
Gewerkschaft der 
Polizei und der 
fachlichen und 
persönlichen Un-
terstützung. Für 
ihre Zukunft in 
Frankfurt kennen 
sie nun schon ihre 
GdP-Vertreter, die ihnen dort weiter mit 
Rat und Tat zur Seite stehen werden.

Neben der Unterstützung der un-
mittelbar Betroffenen werden wir 
aber auch weiterhin gewerkschaftlich 
für mehr Berufsattraktivität in der 
Bundespolizei kämpfen. Fehlende re-
gionale Nachwuchswerbung und 
Einstellung ist neben dem demografi-
schen Wandel in der Bundespolizei 
der entscheidende Faktor, der schon 

vor Beendigung der Ausbildung für 
Frustration sorgt.

Besser wird es auch nicht, wenn bei-
spielsweise die Entscheidung über die 
Erstverwendung am 20. Dezember 2013 
eröffnet wird und der Dienstantritt am 
3. März 2014 erfolgt. Das muss sich än-
dern! – Wir in der Bundespolizei haben 
ein Recht auf Attraktivität für alle.

Der Vorstand der
GdP-Kreisgruppe Walsrode

Ein gut besuchtes 
Auditorium und die 
Informationen kamen 
an. Für Transparenz 
und Unterrichtung sorgt 
die GdP. Und nament-
lich trugen bei dieser 
Veranstaltung (links im 
kleinen Bild, v. l. n. r.) 
Verantwortung: 
Joachim Jungk, Judith 
Hausknecht sowie Jan 
Best.�  Fotos: GdP



4 – 2014 Deutsche Polizei  5

BEZIRKSJOURNALBundespolizei

WARTEZEITEN ZU LANG

2013 von 12,9 Arbeitstagen (im 
Durchschnitt) bis Dezember 2013 
diese auf 5,4 Arbeitstage verkürzt 
werden konnte. – Auch ein Erfolg 
der beharrlichen Einflussnahme der 
Gewerkschaft der Polizei.

Anders sieht dies für das vergan-
gene Jahr für unsere aktiven bei-
hilfeberechtigten Kolleginnen und 
Kollegen aus. Hier lagen die durch-
schnittlichen Bearbeitungstage von 
Januar 2013 bis   Dezember 2013 bei 
13,1 bis 13,4 Arbeitstagen. In den 
Sommermonaten stieg diese Zeit-
dauer auch im Mai bis 24 Tage und 
im Juni sogar bis 28,4 Tage an. Für 
die GdP ist dies deutlich zu lang. – 

Da geht noch was ... – mit Sicher-
heit.

So beabsichtigt die Bundespolizei 
einen zusätzlichen Beihilfefestsetzer 
einzustellen und ab einer Antrags-
höhe von 1500 Euro werden Beihil-
feanträge umgehend bearbeitet.

Ob diese Kapazitäten ausreichen 
– und die Bundesregierung sieht das 
so – bleibt abzuwarten. Wir, als GdP, 
sehen dies nicht als ausreichend an, 
obwohl als Ziel erreicht werden soll, 
dass durchschnittlich nur noch 15 
Bearbeitungstage zu Buche schla-
gen. Berechnet man noch die Über-
weisungsdauer als Gutschrift etc. 
hinzu, kommt man auf Zeiten, die 

unsererseits stets als zu lang kriti-
siert wurden.

Die Fragestellung, ob im Beihilfe-
recht eine Direktabrechnung bei be-
sonders kostenintensiven Leistungen 
– insbesondere bei Krankenhausbe-
handlungen – ausgebaut werden soll, 
wird derzeit geprüft. Gegenstand der 
Prüfung ist auch, wie eine eventuelle 
Direktabrechnung ausgestaltet wer-
den kann. Sobald uns etwas Konkre-
tes hierzu vorliegt, werden wir über 
unsere Medien hierzu informieren.

Quintessenz: Was zum Positiven 
für die Versorgungsempfänger er-
reicht wurde, steht noch für aktiven 
Beschäftigten aus. – Wir bleiben dran.

VORSICHT GLOSSE – NEUES VON POM FRITZ 

Jetzt haben wir ja eine vorläufige 
Haushaltsführung und deswegen traut 
sich keiner, Beförderungen auf den 
Markt zu geben; – hat mir mein Chef 
gesagt. Und deswegen muss ich immer 
noch warten, dass das endlich mal 
was wird, mit meiner Beförderung …

Dann habe ich aber etwas in den 
Nachrichten im Fernsehen gesehen – 
und wieder etwas Hoffnung gehabt –, 
dass mein Gehalt auf andere Weise 
aufgebessert wird: Nämlich durch eine 
Gehaltserhöhung, aber da muss ich 
wohl erstmal ganz vorne anfangen:

Die Politiker im Deutschen Bundes-
tag, die haben es ja gut. Die bestimmen 
selber über ihr Gehalt. Das nennen die 
zwar Diäten, aber im Gegensatz zu 
„Jekobe“ oder „Almusät“, oder wie 
das Pulver zum Abnehmen heißt, ver-
liert man mit diesen Diäten kein Ge-
wicht. Also haben die Abgeordneten 
der Bundestagsparteien von CDU, CSU 
und SPD die Absicht, die Diäten an die 
Gehälter der Richter anzupassen. Das 
wäre, so haben die das im Fernsehen 
gesagt, eine Erhöhung um ca. 10%. Ich 
habe mir gedacht, es wäre besser, die 
würden ihre Diäten an die Gehälter der 
Polizeiobermeister ankoppeln, dann 
könnte ich zukünftig auf die so lange 
ausgebliebene Beförderung zum PHM 
verzichten, denn – und da bin ich mir 
sicher –, wäre das Gehalt des POM an-
gemessen. Ob das den Abgeordneten 
angemessen ist, stelle ich mal so dahin. 
Mir ist ja nicht bekannt, was die so ar-
beiten. Aber das mit der Anbindung an 

die POM-Gehälter ist ja nur so eine 
Idee von mir und wird wohl nichts.

Dann habe ich aber in den Nach-
richten etwas später gehört, dass die 
Tarifverhandlungen des öffentlichen 
Dienstes begonnen haben. Und die 
Gewerkschaften haben gefordert, 
dass jeder im öffentlichen Dienst 100 
Euro monatlich mehr bzw. 3,5% mehr 
Lohn bekommen soll. Und darauf hat 
der Innenminister gesagt, dass er die 
Forderungen für völlig überzogen 
hält; und damit hat er nach meiner 
Auffassung vollkommen recht.

Ich finde auch, dass das völlig über-
zogen ist. Ich will nur keine Formulie-
rung für die Vorstellungen zur Erhö-
hung der Diäten hier hinschreiben, weil 
ich mir damit mit Sicherheit ein Diszi-
plinarverfahren „an den Hals“ hole.

Mein Chef meint nur, dass es ihm 
egal ist, was bei den Tariferhöhungen 
rauskommt, aber dass die Politiker, 
kurz nachdem der Bundestag sich 
konstituiert hat, die Diätenerhöhung 
auf die Tagesordnung setzten, zeige 
ihm, dass es … (und dann hat er mich 
gebeten, das Gesagte zu streichen und 
wie folgt fortzufahren:) … nicht gut ist! 
Und dem Minister soll ich ausrichten, 
... (das sollte ich dann auch ändern), 
dass er bei der nächsten Wahl nicht 
mehr CDU oder SPD wählt.

Ich denke mir, dass der Herr Innen-
minister irgendwie weltfremd ist, wenn 
er die Zusammenhänge nicht sieht. 
Wenn doch die Politiker mit ihrem Geld 
(ca. 9000 Euro) nicht über die Runden 
kommen, was sollen denn dann die vie-
len POMs in der Bundespolizei sagen?

320 Euro für einen guten Zweck:

Die Standortbetreuer der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) Bun-
despolizeiinspektion See Cuxha-
ven (BPOLI CUX) staunten nicht 
schlecht, als sie das Spendenglas 
öffneten, das seit Beginn der Weih-
nachtszeit 2013 mit der Aufschrift: 
„Weihnachtsspende zugunsten 
des Elternvereins Leukämie- und 
Tumorkranker Kinder e.V.“  herum-
gereicht wurde.

Rückblick: Auf der Mitglieder-
versammlung im Februar 2013 
beschlossen unsere GdP-Mitglie-
der des Standortes BPOLI CUX – 
einstimmig – den Verzicht der 
Weihnachtsgratifikation zuguns-
ten einer Spende dieser Summe 
für einen guten Zweck. „Wir ha-
ben bei Weitem nicht damit ge-
rechnet, dass unsere Weihnachts-
Spendenaktion auf ein so positives 
Echo innerhalb der BPOLI CUX 
stoßen würde“, so der Kassenwart 
der GdP-Kreisgruppe Küste, Mi-
chael Alka. Am Ende konnte eine 
Spendensumme von 320 Euro an 
den Elternverein Leukämie und 
Tumorkranker Kinder Bremen e.V. 
(www.kinderkrebs-bremen.de) 
überwiesen werden. – Im Namen 
der GdP-Kreisgruppe Küste be-
danken wir uns bei allen Spendern 
für die tolle Unterstützung unserer 
Weihnachtsspendenaktion.

� MA

ENGAGEMENT
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GEEHRT

Ehrungs-Marathon bei der 
Kreisgruppe (KG) Flensburg der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP):

Jahresübergreifend konnten der 
KG-Vorsitzende Hans-Walter Krup-
pa sowie der stellvertretende Vorsit-
zende der GdP-Kreisgruppe Flens-
burg, Dirk Hansen, vier Mitgliedern 
die Dankurkunde für 25 Jahre Mit-
gliedschaft in der Gewerkschaft der 
Polizei nebst der Jubiläumsnadel 
sowie einem Geschenk überrei-
chen.

Die beiden Vorsitzenden dankten 
unserer Kollegin Karin Schnitzke so-
wie den Kollegen Andre Reis, Micha-
el Augustin und Jens Schnoor für 25 

Jahre Treue zur GdP und übermittel-
ten auch die Grüße des Bezirksvorsit-
zenden. Wir – vom Vorstand der 
Flensburger GdP – wünschen euch 
alles erdenklich Gute, Gesundheit 
und Wohlergehen und danken euch 
für euer Engagement und die lang-
jährige Treue.

Diesem Dank für eure gewerk-
schaftliche Treue sowie den guten 
Wünschen schließen sich auf diesem 
Weg auch das Redaktionsteam des 
Bezirksjournals ganz herzlich an.

Michael Augustin (rechts) erhielt aus der 
Hand von Hans-Walter Kruppa (links) seine 
Dankurkunde für seine Treue zur GdP.

� Foto: GdP

Und auch Jens Schnoor (links) erhielt seine 
Urkunde zum 25-jährigen GdP-Jubiläum von 
Hans-Walter Kruppa (rechts).

Karin Schnitzkes (rechts) Glückwünsche und 
Ehrenurkunde wurden durch den stellvertre-
tenden KG-Vorsitzenden Dirk Hansen (links) 
überreicht. � Fotos: GdP

Gleiches gilt für die Ehrung von Andre Reis 
(rechts), der ebenfalls durch den Flensburger 
KG-Vorsitzenden beglückwünscht werden 
konnte.

Mitte Januar 2014 wurde unser 
Kollege Holger Wilms (rechts im 
Bild) für seine 25-jährige Mitglied-
schaft in der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) geehrt.

Dem Jubilar wurde die Dankur-
kunde und ein Präsent der GdP-
Kreisgruppe Küste durch das Vor-
standsmitglied Michael Alka (links im 
Bild) an seinem Arbeitsplatz – in den 
Räumlichkeiten des Gemeinsamen 
Lagezentrums See (GLZ-See) des 
Maritimen Sicherheitszentrums Cux-
haven (MSZ) – überreicht.

Holger Wilms versieht seinen 
Dienst im Schichtbetrieb in der Leit-
stelle der Bundespolizei See in Cux-
haven. Die Leitstelle der Bundespoli-
zei See ist ein Führungsorgan der drei 
Seeinspektionen (Cuxhaven, Neu-
stadt/Holstein und Warnemünde) in-
nerhalb der Bundespolizeidirektion 
Bad Bramstedt. Im Verlauf seiner 
langjährigen Erfahrungen an Bord 
der Einsatzschiffe der Bundespolizei 
See verfügt Holger Wilms über ein 
umfassendes Fachwissen und kann 
somit einen erheblichen Beitrag für 

den Bereich der Gefahrenabwehr im 
Seegebiet der Nord- und Ostsee auf 
der Leitstelle leisten.

Wir von der Gewerkschaft der Poli-
zei, Kreisgruppe Küste, wünschen 
unserem Kollegen für seinen privaten 
und dienstlichen Lebensweg alles 
Gute, viel Erfolg und besonders viel 
Gesundheit. Dem Dank für seine ge-
werkschaftliche Treue sowie den gu-
ten Wünschen schließen sich auf die-
sem Weg auch der GdP-Bezirksvor-
stand sowie das Redaktionsteam des 
Bezirksjournals ganz herzlich an.

MA
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Die aktuelle Debatte zur Steuerge-
rechtigkeit erhält wieder keinen 
Tiefgang und bleibt an der Oberfläche. 
Die Weiterentwicklung der Vollzugsbe-
reiche des Zolls zu einer schlagkräfti-
gen Bundesfinanzpolizei in Deutsch-
land ist eine klare Forderung der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP).

In europäischen Nachbarländern 
gibt es bereits erfolgreiche Modelle. So 
fahnden beispielsweise italienische Fi-
nanzpolizisten gezielt an der Grenze 
zur Schweiz nach Steuersündern. 
„Während der italienische Finanzmi-
nister seiner straff organisierten Finanz-
polizei den Auftrag erteilt, auf der Su-
che nach Steuersündern konsequent 
und gezielt unter den Lenkern von Lu-
xuskarossen zu fahnden, wird in 
Deutschland schon der Begriff ,Finanz-
polizei‘ von seinem deutschen Amts-
bruder Dr. Wolfgang Schäuble und des-
sen Ministerialbürokraten aufs Schärfs-
te bekämpft“, so Frank Buckenhofer, 
Vorsitzender der GdP-Bezirksgruppe 
Zoll. „Dass deutsche Landesregierun-
gen immer wieder von dubiosen An-
bietern wertvolle CDs kaufen, um ihre 
Staatssäckel auf dem Weg der Repres-
sion zu füllen, kann sicherlich nicht 
schaden. Dennoch bleibt die Frage, 
warum keine der verantwortlichen 
Bundesregierungen der letzten zehn 
Jahre endlich das systematische Pro-
blem einer unzureichenden Verfolgung 
von Finanzdelikten in Angriff genom-
men hat“, so Buckenhofer weiter. Die 
GdP fordert bereits seit Jahren die Um-

wandlung der Vollzugsdienste des 
Zolls zu einer effektiven Bundesfinanz-
polizei, um dadurch der wachsenden 
Wirtschafts- und Finanzkriminalität so-
wie dem Schmuggel von Rauschgift, 
Zigaretten und anderen gewinnträchti-
gen Waren Einhalt zu gebieten. Das für 
den Zoll zuständige Bundesfinanzmi-
nisterium beharrt jedoch auf einer Defi-
nition des Zolls als reine Finanzbehör-
de, obwohl der Zoll mit seinen vollzugs-
polizeilichen Einheiten unverzichtbare 
Beiträge im Kampf gegen Terrorismus, 
Wirtschaft- und Finanzkriminalität und 
Schmuggel leistet.

Nach Auffassung der GdP sind bis-
lang die Führung, die Aufbauorgani-
sation und die strategische Ausrich-
tung des Zolls für diese Aufgabe 
vollkommen ungeeignet. Mit viel zu 
wenig Personal, schlechterer Bezah-
lung, geringeren Fortkommensmög-
lichkeiten fristeten die Zöllner an den 
Grenzen und im Zollfahndungsdienst 
ein Schattendasein hinter ihren Kol-
legen von Bundeskriminalamt und 
Bundespolizei. Zum Vergleich: In Ita-
lien verrichten 68 000 Mitarbeiter in 
der Finanzpolizei ihren Dienst. In 
Deutschland gibt es gerade einmal 
ca. 15 000 Vollzugsbeamte im Zoll.

Für eine effektive und systematische 
Bekämpfung von Steuerhinterziehung 
ist die Schaffung einer schlagkräftigen 
Bundesfinanzpolizei unerlässlich, so 
die Gewerkschaft der Polizei in einer 
Presseerklärung im Februar 2014. – 
Nur so könne Betrügern, Hinterziehern 
und Schmugglern vereint mit der Poli-
zei das Handwerk gelegt werden.

IN EIGENER SACHE

Während des Zeitraums vom 
25. bis zum 27. März 2014 findet 
der 5. Ordentliche Delegiertentag 
des Bezirks Bundespolizei der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) in 
Potsdam statt.

Der GdP-Bezirk Bundespolizei prä-
sentiert sich dort zu seiner Neuaus-
richtung für die nächsten vier Jahre, 
resümiert allerdings auch zu seinen 
Initiativen und Einflussnahmen aus 
den vergangenen Jahren. Umfassen-
de Antragsberatungen, Beschlussfas-
sungen sowie Neuwahlen stehen auf 
der Tagesordnung. – Der Redaktions-
schluss zu dieser Ausgabe des Be-

zirksjournals lag jedoch vor dem o. a. 
Datum, sodass erst in unserer Mai-
Ausgabe eine Berichterstattung hier-
zu erfolgen kann. Die aktuellen Infor-
mationen zum Delegiertentag können 
jedoch über unsere Homepage abge-
rufen werden. 

Bonus Plus mal anders …

Unter diesem Motto nahmen stell-
vertretend für die Mitglieder der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) des Ta-
rifbereichs und der Verwaltung die 
Kollegin Amanda Hoxholli (vorne 
links) sowie Olaf Krause (vorne 
rechts) die Präsente vom Vorsitzen-
den der GdP-Kreisgruppe Walsrode, 
Jan Best (hinten links), und dem ge-
werkschaftspolitischen Sprecher für 
den Tarif, Karl-Heinz Behr (hinten 
rechts), gerne entgegen.

Bereits im Vorfeld der Neueinstel-
lung „WAL 13“ (09/2013) beschloss 
der Vorstand der GdP-Kreisgruppe 
Bundespolizeiaus- und -fortbildungs-
zentrum Walsrode, die erworbenen 
„Bonuspunkte“ an die GdP-Mitglie-
der aus dem Bereich des Tarifs und 
der Verwaltung direkt weiterzuge-
ben. Die Werber verzichteten dabei 
auf 25 Bonuspunkte pro geworbenes 
Mitglied in Form eines Gutscheins. 
Diese Gutscheine konnten nun gegen 
attraktive Prämien aus dem Bonus-
Plus-Prämienprogramm eingetauscht 
werden.

JB

� Foto: GdP
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DG FLUGHAFEN FRANKFURT/MAIN

Es erfolgten Ende 2013 ebenfalls 
Ehrungen in der Direktionsgruppe 
(DG) der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) für langjährige Mitglieder am 
Flughafen in Frankfurt am Main an-
lässlich einer Mitgliederversamm-
lung. Und nicht zuletzt auch im 
Nachgang bei denjenigen Kollegen, 
die nicht an dieser Veranstaltung 

anwesend sein konnten. Stellvertre-
tend werden an dieser Stelle für alle 
Geehrten vier Kollegen abgebildet. 
Dank und Anerkennung für ge-
werkschaftliche Treue wurden – 
bzw. werden noch – daneben auch 
entrichtet an: Christian Commeiras, 
Peter Antons, Elmar Buhre, Ulrich 
Schneider, Michael Casties, Uwe 

Fuchs, Carsten Herold, Uwe Klin-
genhöfer, Oliver Müller, Kersten 
Thielmann, Uwe Koch, Karsten Ru-
dolf, Gunter Schneider, Thomas 
Smolek, Arne Smyk, Jörg Stamm, 
Markus Stampfer, Achim Stühmeier, 
Martin Hille, Andreas Manke sowie 
Dirk Vaupel. Diesem Dank für ge-
werkschaftliche Treue sowie den 
guten Wünschen schließen sich auf 
diesem Weg auch das Redakti-
onsteam des Bezirksjournals ganz 
herzlich an. Als weiterer Themen-
schwerpunkt wurde zu den mannig-
faltigen Initiativen der Frankfurter 
GdP zu den Neuregelungen zur Ar-
beitszeit berichtet. Der DG-Vorsit-
zende Martin Schmitt stellte vor, 
wie man sich aus dem Bereich 
Rhein-Main in diese Diskussionen 
und unterschiedlichen Einflussnah-

� Foto: GdP

VERABSCHIEDUNG

Der 21. Februar 2014 wird 
unserem Kollegen und Mitglied 
der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), Bert Rettich (Bildmitte), 
hoffentlich in guter Erinnerung 
bleiben.

An diesem Tag absolvierte er auf 
der Bundesautobahn A 9, „Park-
platz Kuhberg“, seinen letzten 
Dienst als Kontrolleur des Bundes-
amtes für Güterverkehr. Zum Ab-
schied aus dem aktiven Dienst über-
reichen die GdP-Mitglieder Thomas 
Kahlo (links im Bild) und Harry Rö-
der (recht im Bild) unserem Straßen-
kontrolleur Bert Rettich auf seiner 
letzten Kontrolle ein Geschenk. Der 
übergebene Organizer soll es ihm 
ermöglichen, seine Aktivitäten als 
ruheloser Rentner zu organisieren 
und im Überblick zu behalten.

Wir, der Vorstand der GdP-Güter-
verkehrspolizei des Bundes, schließen 
uns dem an und wünschen für den 
nun bevorstehenden Lebensabschnitt 
alles Gute, viel Gesundheit und wei-
terhin einen aktiven Kontakt zur GdP.

MM

Jeweils aus der Hand von Martin Schmitt als 
verantwortlichem GdP-Chef erhielten Holger 
Roß (links im Bild), ...

... Peter Blaskewitz (rechts im Bild), ... ... Michael Leinius (rechts im Bild) ...

... und Martin Hille ihre Dankurkunden sowie 
ein kleines Präsent zu ihren 25-jährigen 
GdP-Jubiläen. � Fotos: GdP

men einbrachte. Aufgrund unserer 
gewerkschaftspolitischen Initiativen 
insgesamt konnte letztendlich der 
„Zeitklau“ für unsere im Schicht- 
und Wechseldienst eingesetzten Be-
schäftigten verhindert werden. Wei-
terer Erörterungsbedarf stellten die 
Überlegungen zu Minimierungen 
von Belastungsmomenten bzw. ei-
ner Organisationsanpassung im Ter-
minal 1 dar. Die GdP erhielt den 
Auftrag, dafür Sorge zu tragen, dass 
zu einer – wie auch immer gelager-
ten – Organisationsentscheidung 
überwacht wird, dass Belastungs-

momente tatsächlich minimiert wer-
den und die Bedeutung von Wert-
schätzung für jeden Einzelnen – 
auch bei allen ökonomischen Über-
legungen – wieder ins Bewusstsein 
aller Verantwortlicher rückt. Und, 
dass es nicht sein darf, dass „am 
Ende des Tages“ alles auf den Be-
reich der Kontroll- und Streifenbe-
amten „abgeschichtet“ wurde. Op-
timierungsbedarf gibt es bei der Be-
trachtung von Organisationsstruk-
turen; – über den Preis von Verän-
derungen und deren Sinn muss 
jedoch der Diskurs geführt werden.

MS


